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§ 1	 Eröffnung der Landsgemeinde

Die Landsgemeinde wird durch den Landammann eröffnet. Die stimmberechtigten Männer und Frauen 
werden hierauf den Eid zum Vaterland schwören.

§ 2 	� Antrag betr. Aufhebung der Beschlussfassung der Landsgemeinde vom 
7. Mai 2006 zum Traktandum 13: Fusion der Gemeinden zu drei Einheits­
gemeinden 

Die Vorlage im Überblick

Ausgangslage; Antrag für ausserordentliche Landsgemeinde

Die Landsgemeinde 2006 befasste sich in drei Traktanden mit dem Projekt der Gemeindestruktur­
reform. Es sollten nicht nur die Gemeindestrukturen mit der Bildung von Einheitsgemeinden 
vereinheitlicht (§ 12) und das Sozial- und Vormundschaftswesen kantonalisiert werden (§ 14), son­
dern auch Gemeinden zu grösseren Einheiten zusammengelegt werden (§ 13).

Regierung und Landrat schlugen der Landsgemeinde das Schaffen von zehn Gemeinden vor. Die  
Vorlage war bereits im Landrat umstritten gewesen. Nach einer über einstündigen Diskussion 
obsiegte an der Landsgemeinde in einer Eventualabstimmung der Antrag auf Fusion zu nur drei 
Einheitsgemeinden über das bereinigte Zehner-Modell und in der Schlussabstimmung über den 
Ablehnungsantrag. Das Bundesgericht wies im November 2006 zwei Beschwerden ab, soweit es 
darauf eintrat, und die beiden eidgenössischen Parlamentskammern ratifizierten die Verfassungs- 
änderung als rechtens. 

Ende August 2007 wurde von einem Komitee die Einberufung einer ausserordentlichen Lands­
gemeinde mit dem Verhandlungsgegenstand «Aufhebung der Beschlussfassung der Landsgemeinde 
vom 7. Mai 2006 zum Traktandum 13: Fusion der Gemeinden zu drei Einheitsgemeinden» mit den not­
wendigen Unterschriften verlangt. 

Die Argumentation des Komitees

«Die unterzeichneten Stimmberechtigten anerkennen grundsätzlich den Veränderungswillen, der in 
den überraschenden Beschlussfassungen der letztjährigen Landsgemeinde zum Ausdruck gekom­
men ist. Wir sind aber überzeugt, dass es sich beim Beschluss für drei Gemeinden um einen 
undurchdachten und gänzlich unvorbereiteten Entscheid handelt, der zu schwerwiegenden Nach­
teilen für unseren Kanton führt. Mit den drei Gemeinden werden unter grossem Zeitdruck und vieler­
orts unfreiwillig künstliche Grossgebilde geschaffen, die kaum die erhofften Kosteneinsparungen 
bringen werden. Auf der anderen Seite werden gut funktionierende und organisch gewachsene 
Strukturen zerstört, ohne dass die Betroffenen der einzelnen Gemeinden auch nur hätten Stellung 
dazu nehmen können. Nach dem unverändert geltenden Artikel 118 Absatz 1 der Kantonsverfassung 
aber sind Zusammenschlüsse von Gemeinden in erster Linie von den betroffenen Stimmberechtigten 
zu beschliessen, was leider unbeachtet blieb. Der Weg zu Zusammenschlüssen soll weiterhin auf frei­
williger Basis erfolgen, ohne unnötiges Diktat von oben. Wir wollen ein faires und demokratisches 
Glarnerland, dessen Strukturen von den Betroffenen mitgetragen werden.»

Stellungnahme von Regierungsrat und Landrat

Die Landsgemeinde entschied, ihr Entscheid ist zu respektieren. – Die Landsgemeinde 2006 fasste 
demokratisch und freiwillig den weitergehenden Fusionsentscheid zu drei Gemeinden – entgegen 
dem Antrag von Regierung und Landrat, welcher ein Zehn-Gemeinden-Modell vorschlug. Der Antrag 
kam aus dem Volk, nicht von «oben», von der Regierung. Das klare Bekenntnis zur Einheitsgemeinde 
und zur Kantonalisierung des Sozial- und Vormundschaftswesens (die Landsgemeinde 2007 verwarf 
einen Ablehnungsantrag dazu deutlich), zeigen den Reformwillen der Stimmberechtigten. Die Behör­
den haben daraus erwachsende Landsgemeinde-Entscheide umzusetzen und nicht in Zweifel zu  
ziehen. 

Reformen der Gemeindestrukturen sind notwendig. – Die Rückkehr zu 25 Einheitsgemeinden bringt 
keine sinnvolle, zeitgemässe Gemeindestruktur. Die teils sehr kleinen Gemeinden könnten ihre Aufga­
ben nicht allein und eigenverantwortlich erfüllen sondern nur im Verbund, mit Zweckverbänden oder 
anderen Zusammenarbeitsformen. Auch wären sie weiterhin auf finanzielle Drittunterstützung ange­
wiesen. Die damit verbundenen Nachteile blieben bestehen: 


